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Resolution 01 
 
der AUGE/UG - 
Alternative und Grüne GewerkschafterInnen/Unabhängige GewerkschafterInnen 
 
zur 170. Vollversammlung der Arbeiterkammer Wien 
am 26. April 2018 

Kein Staatsziel „wettbewerbsfähiger Wirtschaftsstandort“ in der Verfassung 
 
Anfang März 2018 gab die Bundesregierung bekannt, den „wettbewerbsfähigen 
Wirtschaftsstandort“ als Staatsziel in der Verfassung verankern zu wollen. Das bestehende 
Verfassungsgesetz über „die Nachhaltigkeit, den Tierschutz, den umfassenden Umweltschutz, die 
Sicherstellung der Wasser- und Lebensmittelversorgung und die Forschung“ soll um das Staatsziel 
„Wirtschaftsstandort“ ergänzt werden. Der vorgeschlagene Gesetzestext: 
 
„Die Republik Österreich (Bund, Länder und Gemeinden) bekennt sich zu einem 
wettbewerbsfähigen Wirtschaftsstandort als Voraussetzung für Wachstum und Beschäftigung.“ 
 
Die verfassungsmäßige Verankerung des Staatsziels „Wirtschaftsstandort“ erscheint aus mehreren 
Gründen problematisch: 
 
    • Das ursprüngliche Staatsziel zum umfassenden Umweltschutz wurde 1984 als bewusstes 
Gegengewicht zu den ohnehin verfassungsmäßig gut abgesicherten wirtschaftlichen Grundrechten 
(z.B. Erwerbsfreiheit, Unverletzlichkeit des Eigentums) geschaffen und sollte sicherstellen, dass 
neben den in Marktwirtschaften dominanten wirtschaftlichen Interessen auch ökologische 
Interessen Berücksichtigung finden. Das bestehende Ungleichgewicht zwischen ökologischen und 
wirtschaftlichen Interessen wäre durch die Verankerung des „wettbewerbsfähigen 
Wirtschaftsstandort“ als Staatsziel noch stärker zulasten der Umwelt verschoben. 
 
    • Auch im Gegensatz zu sozialen Grundrechten sind wirtschaftliche Grundrechte deutlich besser 
geschützt. Bevor es zu einer zusätzlichen Stärkung wirtschaftlicher Grundrechte bzw. Interessen in 
Verfassungsrang kommt, gälte es zuallererst soziale Grundrechte entsprechend 
verfassungsrechtlich zu verankern. 
 
    • „Wirtschaftsstandort“ und „Wettbewerbsfähigkeit“ sind grundsätzlich aus einer 
ArbeitnehmerInnensicht problematische und ideologisch hoch aufgeladene Begrifflichkeiten unter 
denen regelmäßig eine Politik des Lohndrucks, des Abbaus sozialer Sicherungssysteme und der 
ArbeitnehmerInnenrechte statt findet. So wird etwa seitens Teilen der EU-Kommission und 
Unternehmensverbände zur „Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit“ die Zurückdrängung von 
kollektivvertraglichen Regelungen und Lohnfindungssystemen zugunsten betrieblicher und 
Einzelvereinbarungen gefordert. In diesem Sinne kann die Verankerung eines 
„wettbewerbsfähigen Wirtschaftsstandorts“ in Verfassungsrang auch ein Instrument zur 
Aushebelung sozialer Rechte und kollektiver Sicherungssysteme werden. 
 
 
 
 
Die 170. Vollversammlung der Arbeiterkammer Wien möge daher beschließen: 

Die Arbeiterkammer Wien lehnt die Verankerung des „wettbewerbsfähigen 
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Wirtschaftsstandorts“ als Staatsziel in der Verfassung entschieden ab.  

Mit dem Staatsziel „wettbewerbsfähiger Wirtschaftsstandort“ droht sich nicht nur das 
Ungleichgewicht zwischen ökologischen und wirtschaftlichen Interessen noch stärker 
zulasten des Umweltschutzes zu verschieben. Zusätzlich besteht die Gefahr, dass die 
Verankerung des „wettbewerbsfähigen Wirtschaftsstandort“ in der Verfassung als 
willkommenes Hebel zum Abbau sozialer Rechte und kollektiver Sicherungssysteme dienen 
könnte. 

Statt den „Wirtschaftsstandort“ verfassungsrechtlich abzusichern gilt es, die längst 
überfällige verfassungsmäßige Verankerung sozialer Grundrechte als Gegengewicht zu 
wirtschaftlichen Grundrechten in der Verfassung zu verankern. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Angenommen  Zuweisung  Ablehnung  Einstimmig  Mehrstimmig  
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Resolution 02 
 
der AUGE/UG - 
Alternative und Grüne GewerkschafterInnen/Unabhängige GewerkschafterInnen 
 
zur 170. Vollversammlung der Arbeiterkammer Wien 
am 26. April 2018 

Für den Erhalt und Ausbau der dienstgeberInnenfinanzierten Unfallversicherung mit 
ihren Aufgaben, Einrichtungen und MitarbeiterInnen 
 
Es ist kein Naturgesetz, dass die Aufgaben der Unfallversicherung von den derzeit damit 
beauftragten Institutionen erfüllt werden müssen. Und es ist auch so, dass Defizite in der 
Unfallversicherung bestehen, etwa hinsichtlich der Anerkennung von berufsbedingten 
Erkrankungen, Arbeitsunfällen und insbesondere von Folgen von Arbeitsunfällen und -
Erkrankungen. Da gibt es einiges, das verbesserungswürdig ist. 
 
Es ist aber festzuhalten: 
Die Träger der Unfallversicherung, insbesondere die AUVA, unterhalten eigene 
Einrichtungen, die wichtige und unersetzbare Gesundheitsleistungen erbringen, die 
auszubauen und nicht einzuschränken oder zu verringern sind. 
Die Träger der Unfallversicherung, insbesondere die AUVA, leisten wichtige und 
unersetzbare Arbeit bei der Erforschung, Formulierung und bei der Umsetzung von 
Standards der Arbeitssicherheit und der Verbesserung der Arbeitsbedingungen. 
Die Unfallversicherung ist eine Versicherung der DienstgeberInnen vor den Folgen von 
Versäumnissen, Fehlern und Missachtung von arbeitnehmerInnenschutzrechtlichen 
Regelungen. Sie wird daher mit gutem Grund aus Beiträgen der DienstgeberInnen 
finanziert. Eine Reduktion der DienstgeberInnenbeiträgen zur Unfallversicherung reduziert 
daher den Schutz der DienstnehmerInnen vor den Folgen von Fehlern der 
DienstgeberInnen. 
 
Die 170. Vollversammlung der AK Wien spricht sich für den Erhalt und den Ausbau 
des Schutzniveaus in der Unfallversicherung und den Ausbau der Versorgung durch 
Einrichtungen der Unfallversicherung aus. 
 

 Die AK Wien lehnt die Reduktion des Unfallversicherungsbeitrages als Schritt 
zur Verschlechterung des Schutzes nach Arbeitsunfällen und 
Berufserkrankungen und der Einschränkung der Leistungen der 
Unfallversicherung für DienstnehmerInnen ab. 

 Die AK Wien tritt allen Versuchen entgegen, die Aufgaben der 
Unfallversicherung bei der Entwicklung und Verbesserung von Maßnahmen 
und Programmen des ArbeitnehmerInnenschutzes zu beschneiden. 

 Die AK Wien tritt für den Erhalt der Einrichtungen der Unfallversicherung, 
insbesondere der Unfallkrankenhäuser und der spezialisierten 
Rehabilitationseinrichtungen und der in diesen beschäftigten Menschen ein, 
bei Erhalt und Ausbau der Aufgaben. 
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 Die AK Wien wird allen Versuchen, die aus sachlich gerechtfertigten Gründen den 
DienstgeberInnen zukommende Finanzierung der Aufgaben der Unfallversicherung 
auf die Versicherten in der Krankenversicherung oder die SteuerzahlerInnen 
abzuwälzen, entschieden entgegentreten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Angenommen  Zuweisung  Ablehnung  Einstimmig  Mehrstimmig  
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Resolution 03 
 
der AUGE/UG - 
Alternative und Grüne GewerkschafterInnen/Unabhängige GewerkschafterInnen 
 
zur 170. Vollversammlung der Arbeiterkammer Wien 
am 26. April 2018 

 

Keine Kürzungen im arbeitsmarktnahen, privaten Bildungsbereich! 
Kein Sparen bei Bildung, Qualifikation und Integration - Kein Sparen bei den Beschäftigten! 

 
In der Branche der privaten Bildungseinrichtungen (BABE Kollektivvertrag, mit  Organisationen, 

wie dem BFI, die Volkshochschulen Wien, Mentor, ibisacam, die Berater, ABZ*AUSTRIA etc.)  

werden von ca. 10.000 ArbeitnehmerInnen zahlreiche und vielfältige Angebote im Bereich der 

Erwachsenenbildung umgesetzt. Mit Mitteln der öffentlichen Hand werden  Kurse für Arbeitslose, 

für arbeitslose WiedereinsteigerInnen, für Jugendliche und viele mehr abgehalten. Auch 

Deutschkurse, das Nachholen des Pflichtschulabschlusses, Kurse der Basisbildung, 

Bildungsberatung und arbeitsmarktpolitische Beratung werden Tag für Tag von den vielen 

engagierten und hoch qualifizierten Beschäftigten durchgeführt. Gerade Integrationsmaßnahmen 

und Deutschkurse sind vielfach Voraussetzung um Zugewanderten Perspektiven am Arbeitsmarkt 

zu geben. 

 

Diese Maßnahmen sind nun durch die Kürzungen im Bereich der aktiven Arbeitsmarktpolitik des 

AMS und durch die unsichere Finanzierung durch andere FördergeberInnen (etwa BMBWF, esf, 

IEB, Ländern und Städten) massiv gefährdet! Bereits jetzt treffen erste Informationen in den 

Einrichtungen der privaten, arbeitsmarktnahen Bildungseinrichtungen ein, die Mittelkürzungen für 

einzelne Maßnahmen, darunter auch Maßnahmen für Wiedereinsteigerinnen, ankündigen. 

Zusätzlich geht das AMS dazu über, die bisherige finanzielle Absicherung der KursteilnehmerInnen 

(DLU = Deckung des Lebensunterhaltes) während der Teilnahme an einer Qualifizierung oder 

einem Kurs, zu streichen. Dadurch steigt das Armutsrisiko Arbeitsloser. Durch die Streichung der 

DLU im Rahmen von Qualifikationsmaßnahmen werden sie außerdem wieder zu schnell zurück in 

den Arbeitsmarkt und in Folge zur Annahme niedrig qualifizierter Jobs mit wenig Perspektive 

gedrängt . 

 

Laut Auskunft der GPA-djp sind aufgrund der Reduktion der AMS-Mittel für die aktive 

Arbeitsmarktpolitik zwischen 1.500 und 2000 Arbeitsplätze in der Branche gefährdet. 

BetriebsrätInnen der betroffenen Unternehmen berichten bereits von ersten Kündigungen in Folge 

der Kürzungen. Betroffen sind Maßnahmen für Frauen mit Migrationshintergrund 

(Kompetenzcheck), Kurse für Wiedereinsteigerinnen (Wiedereinstieg mit Zukunft), 

Beratungsmaßnahmen für langzeitarbeitslose Frauen und  aber auch Deutschkurse und andere 

Integrationsmaßnahmen wie z.B. das Jugendcollege in Wien. Von Arbeitslosigkeit und 

Arbeitsplatzverlust bedroht sind TrainerInnen und BeraterInnen der Branche, die bereits jetzt mit 

schwierigen Arbeitsbedingungen kämpfen. Die Arbeitszeit in der Branche hat sich de facto verkürzt, 

was sich in steigender Teilzeit ausdrückt, die daraus resultierende Prekarisierung von 
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Arbeitsverhältnissen lässt kaum mehr existenzsichernde Einkommen zu. 

 

 Diese Entwicklungen gefährden eine ganze Branche, die zentral für Aus- und Weiterbildung 

sowie Qualifizierung ist. Und das in Zeiten fortschreitender Digitalisierung, in denen 

Qualifizierung, Fort- und Weiterbildung an Bedeutung gewinnt, um als ArbeitnehmerInnen 

und Arbeitslose nicht den Anschluss an technologische Entwicklungen zu verlieren!  

 

 Die Kürzung der AMS Mittel bedeutet weiters, dass 2000 qualifizierte TrainerInnen und 

BeraterInnen österreichweit in die Arbeitslosigkeit gedrängt werden oder unter noch 

prekäreren Bedingungen arbeiten und leben müssen!  

 

 Die Kürzungen der Mittel für aktive Arbeitsmarktpolitik kommen ausgerechnet zu einem 

Zeitpunkt, wo aufgrund der aktuellen konjunkturellen Entwicklung auch für bislang am 

Arbeitsmarkt benachteiligte Gruppen die Chancen auf einen Arbeitsplatz so gut wie schon 

lange nicht mehr sind – gibt es entsprechenden Möglichkeiten zum Erwerb von 

Qualifikationen, für Fort- und Weiterbildung und/oder zum Erwerb entsprechend 

notwendiger Sprachkenntnisse. 
 

 
Die 170. Vollversammlung der Arbeiterkammer Wien möge daher beschließen: 

Die Arbeiterkammer Wien fordert die österreichische Bundesregierung und das AMS auf,  

 

 umgehend Maßnahmen zu setzen, um den Fort- und Weiterbestand 

arbeitsmarktpolitischer Bildungseinrichtungen zu garantieren und den Verlust 

tausender Arbeitsplätze in diesem Bereich zu verhindern. 

 

 Die AK fordert Bundesregierung und AMS auf, arbeitsmarktpolitische Einrichtungen 

finanziell dahingehend auszustatten, dass Beschäftigung erhalten, Arbeits- und 

Einkommensbedingungen verbessert und Arbeitszeiten entsprechend den Bedürfnissen 

der MitarbeiterInnen, ihren Leistungen sowie dem tatsächlich erbrachten 

Arbeitsaufwand angepasst werden können. 

 

 Die Bundesregierung ist aufgefordert, in den nächsten Jahren ausreichend Mittel für 

eine aktive Arbeitsmarktpolitik bereit zu stellen, um ein ausreichendes Angebot an 

Kursen zur Aus- und Weiterbildung von Arbeitslosen,  zum Nachholen von 

Bildungsabschlüssen, zur Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten sowie für 

Unterstützung und Beratung benachteiligter Gruppen am Arbeitsmarkt sicher zu 

stellen. 

 

 Dabei ist insbesondere auch zu gewährleisten, dass die 50 %-Quote der AMS-

Fördermittel für frauenspezifische arbeitsmarktpolitische Maßnahmen beibehalten 

bleibt. 

 

 Die Arbeiterkammer Wien unterstützt die Forderung nach  Einrichtung einer 

Arbeitsstiftung für von Arbeitslosigkeit betroffenen MitarbeiterInnen 

arbeitsmarktnaher Bildungseinrichtungen. 
 

 

 

Angenommen  Zuweisung  Ablehnung  Einstimmig  Mehrstimmig  
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Antrag 01 
 
der AUGE/UG - 
Alternative und Grüne GewerkschafterInnen/Unabhängige 
GewerkschafterInnen 

 
zur 170. Vollversammlung der Arbeiterkammer Wien 
am 26. April 2018 

 
AMS verbessern, statt umfärben und schwächen 

 
Das Arbeitsmarktservice hat in der Vergangenheit regelmäßig zu wenig Mittel und Möglichkeiten 
erhalten, um seine notwendigen Aufgaben bei der Unterstützung von arbeitslosen Menschen 
zielführend und effektiv zu erfüllen: 

 Die in der EU zweitniedrigste Ersatzrate hatte eine faktisch exkludierende Wirkung, 
insbesondere bei Menschen mit geringer formaler Ausbildung; 

 Die Mittel für Ausbildung und Unterstützung bei der beruflichen Inklusion waren stets zu 
niedrig; 

 Die personelle Ausstattung des AMS war, durch ihre Knappheit, nie wirklich auf individuelle, 
nachhaltige und personenbezogene Unterstützung der Betroffenen, sondern 
gezwungenermaßen auf Verwaltung von Personen ausgerichtet; 

 Die alleinige Zuständigkeit für Maßnahmen der sozialen und gesundheitlichen Inklusion von 
Menschen mit familiären Problemen, Gewalterfahrungen, gesundheitlichen 
Einschränkungen oder Menschen mit Behinderungen kann nicht beim AMS liegen. Es 
muss mehr überinstitutionelle Kooperation zwischen den für die jeweiligen Problemlagen 
zuständigen Einrichtungen, wie etwa dem Sozialministeriumsservice, dem 
Integrationsfonds, den Kranken- und Pensionsversicherungsträgern, den 
LandesschulsrätInnen, den Trägern der Mindestsicherung oder Gewaltschutzeinrichtungen 
usw. geben. Das AMS ist also strukturell oft gezwungen, Notlagen und Probleme am 
Arbeitsmarkt aufzufangen, kann diese aber kaum bewältigen. Es ist notwendig betroffene 
Menschen bei der Überwindung der Problemlagen zu unterstützen und so eine dauerhafte 
und nachhaltige berufliche Inklusion zu erreichen. 

 Das AMS wurde auch nicht in die Lage versetzt, mit erfolgreichen Arbeitsmarktinstrumenten 
auf neu entstehende und größer werdende Problemlagen zu reagieren, wie es etwa das 
deutlich erhöhte Arbeitslosigkeitsrisiko von Menschen über 50 Jahren, das hohe 
Arbeitslosigkeitsrisiko von Menschen mit geringer formaler Ausbildung oder die Umstellung 
auf neue Arbeitsmittel im Zuge der Digitalisierung zu reagieren. Im Gegenteil: 
erfolgversprechende Ansätze, wie etwa die Aktion 20.000, wurden aus ideologischen 
Gründen eingestellt, ehe sie wirksam werden konnten. Ebenso werden die Mittel der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik 2018 faktisch und strukturell, im Jahr 2019 sogar in Zahlen 
verringert: Die schwarz-blaue Bundesregierung zielt auf Fortsetzung des Systems der 
Mangelverwaltung statt auf Verbesserung der Arbeitsmarktpolitik ab. 

Die gegenwärtig von der schwarz-blauen Bundesregierung geführte Kampagne gegen das AMS 
zielt nicht auf Verbesserung des AMS, seiner Arbeit und seiner Arbeitsergebnisse ab, sondern auf 
eine ideologisch begründete Zerschlagung von Instrumenten der Arbeitsmarktpolitik, der 
Umlenkung von Mittel der Arbeitsmarktpolitik zu Unternehmenssubventionen und die strukturelle 
Gleichschaltung des AMS im Sinne der Bundesregierung ab. 
 
Arbeitsmarktpolitik ist weder Erfüllungsgehilfe ideologisch geprägter Wünsche einer 
Bundesregierung noch ein Subventionsinstitut für Unternehmen. Als Träger der Arbeitsmarktpolitik 
hat es die ihm zur Verfügung stehenden Mittel sinnvoll und zielführend einzusetzen. Der Erfolg 
eingesetzter Mittel ist zu messen in der Fähigkeit, Menschen mit sozialen, familiären, 
ausbildungsbedingten, gesundheitlichen oder sonstigen Inklusionshemmnissen bei der 
Überwindung der Probleme und der nachhaltigen beruflichen Inklusion zu unterstützen. Dabei gibt 
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es Vieles zu verbessern. 
 
Wesentlich ist aber, dass diese Inklusionsleistungen nicht als Abfallprodukt von 
Unternehmenssubventionen betrachtet werden können, sondern eine eigenständige Aufgabe mit 
eigenständiger Agenda darstellen müssen: Es wäre geradezu absurd, Maßnahmen zur 
Überwindung ausbildungsbedingter, gesundheitlicher, sozialer oder auf Grund einer Behinderung 
bedingten Ausgrenzung gerade jenen zu übertragen, die diese Ausgrenzung aus ökonomischen 
Gründen umsetzen: den Unternehmen. 
 
Eine erfolgreiche Arbeitsmarktpolitik muss sich an jenen orientieren, die es am schwersten haben, 
ihre Problemlagen zu überwinden. Das ist eine Aufgabe, die von Markt- und Profitinteressen nicht 
gelöst werden kann. Es bedarf daher einer mit ausreichenden Mitteln und entsprechendem 
Personal sowie entsprechenden gesetzlichen Möglichkeiten ausgestatteten Einrichtung, um diese 
Aufgabe als gesellschaftliche Aufgabe zu erfüllen. Diese Einrichtung ist das AMS. 
 
Arbeitsmarktpolitik kann nur erfolgreich sein, wenn das AMS als Träger der Arbeitsmarktpolitik in 
der Lage ist, auf die Probleme und Bedürfnisse der arbeitslosen Menschen einzugehen, ihnen 
Angebote zur Überwindung der Ursachen von Arbeitslosigkeit (wie etwa Ausbildungsdefizite, 
gesundheitliche Einschränkungen, fehlende formale Bildungsabschlüsse, familiäre Probleme,…) 
zu machen und Instrumente zu nutzen, um Aspekte der Ausgrenzung und Diskriminierung am 
Arbeitsmarkt zu überwinden. 
 

Die 170. Vollversammlung der AK Wien möge beschließen: 
Die AK Wien fordert daher 

 die Schaffung eines Rechtsanspruchs auf Ausbildung und Qualifikation in der 
Arbeitslosenversicherung; 

 die Schaffung eines Rechtsanspruchs auf personenbezogene Beratung und 
Betreuung arbeitsloser Menschen; 

 die Etablierung des Grundsatzes „Ausbildung vor Niedriglohn“ als zentrale 
Bedingung der Vermittlung; 

 die Schaffung nachhaltiger Instrumente aus der experimentellen Arbeitsmarktpolitik, 
vergleichbar der früheren Aktion 8.000 oder der zu Jahresbeginn eingestellten Aktion 
20.000; 

  eine bessere personelle Ausstattung des AMS nicht allein bei BeraterInnen,  auch in 
der personellen Ausgestaltung von Bildungsangeboten, in der personenbezogenen 
Sozialarbeit und Beratungstätigkeit und der Betreuung von Menschen mit sehr 
spezifischen Problemen und Bedürfnissen; 

 die Beibehaltung der frauenpolitischen Zielsetzung des AMS sowie die Verbesserung 
der Umsetzung bzw. der Zielerreichung (etwa beim Einsatz von Fördermittel); 

 die Verbesserung und den Ausbau der Angebote des AMS für Menschen mit 
spezifischen Problemlagen und besonderen Bedürfnissen auf Grund einer 
Behinderung oder gesundheitlicher Einschränkungen 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Angenommen  Zuweisung  Ablehnung  Einstimmig  Mehrstimmig  
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Antrag 02 
 
der AUGE/UG - 
Alternative und Grüne GewerkschafterInnen/Unabhängige GewerkschafterInnen 
 
zur 170. Vollversammlung der Arbeiterkammer Wien 
am 26. April 2018 

Für Verbesserungen bei teilzeitbeschäftigten MitarbeiterInnen 
 
Teilzeitbeschäftigungsverhältnisse sind in der Zeit von 2015 auf 2016 um 39.400 Stellen 
angestiegen. Insgesamt arbeiten 1.211.300 Menschen in einer Teilzeitbeschäftigung. Das sind fast 
30 % aller unselbstständig Beschäftigten. Auffällig ist der hohe Prozentsatz an 
Teilzeitbeschäftigungen bei Frauen.Fast jede zweite unselbstständig beschäftigte Frau (47,7%) 
arbeitet in dieser Beschäftigungsform. 1994, also etwas mehr als zwei Jahrzehnte zuvor waren das 
nur 26%.  
 
Die Gründe, warum Frauen verstärkt in Teilzeitbeschäftigung arbeiten, sind vielfältig und 
gleichzeitig strukturell bedingt:  
 
Ungleiche Verteilung von Betreuungspflichten 
An der oberen Skala steht hier eindeutig die bessere Vereinbarkeit mit anderen 
Betreuungspflichten. Sei es die Versorgung von Kindern oder die Pflege von Angehörigen in der 
Familie. Bereits aus der Begrifflichkeit „Betreuungspflicht“ geht klar hervor, dass Frauen  diese 
notwendigen Arbeiten als Verpflichtung auf ihre Schultern nehmen. Laut der 
Zeitverwendungsstudie der Statistik Austria von 2009 wird die Hausarbeit, Kinderbetreuung, die 
Pflege von Kranken und Gebrechlichen oder ehrenamtliche Mitarbeit zu zwei Dritteln von Frauen 
geleistet. Annähernd umgekehrt ist das Verhältnis bei bezahlter Erwerbsarbeit: Hier stehen 39% 
Frauen 61% Männern gegenüber. 
 
 
Teilzeit als Entlastungsfaktor 
Ein weiterer Grund für die Wahl einer Teilzeitbeschäftigung sind Branchen, in denen die 
Arbeitsbelastung massiv und die Arbeitsbedingungen unattraktiv sind. Hier ist eine 
Teilzeitbeschäftigung eine Möglichkeit durch die Arbeitszeitbegrenzung die Situation für das eigene 
Leben erträglich zu gestalten.  
 
Auch die persönliche Lebenssituation kann eine Teilzeitbeschäftigung notwendig machen. 
Körperlich belastende Berufe, die zu körperlichen Beschwerden im höheren Lebensalter führen 
bringen Menschen dazu, auf diese Beschäftigungsform auszuweichen. Hier wird bewusst eine 
geringere Entlohnung in Kauf genommen, um nicht völlig aus dem Arbeitsprozess auszuscheiden.  
 
Unfreiwillige Teilzeit 
Und dann gibt es auch noch die unfreiwilligbrüssele Teilzeit. Das sind Dienstgeber oder auch 
ganze Branchen wie etwa der Handel oder im Dienstleistungsbereich, die keine Vollzeitstellen 
anbieten. Hier sind Menschen dann häufig gezwungen in zwei Teilzeitstellen zu arbeiten, um das 
ökonomische Leben zu sichern.  
 
Befragungen, aus denen hervorgeht, dass der Großteil der Menschen diese Beschäftigungsform 
freiwillig gewählt hat, sind also mit einer gewissen Skepsis zu betrachten.  
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Aber natürlich gibt es auch Menschen, die tatsächlich aus freien Stücken diese 
Beschäftigungsform eingegangen sind. Teilzeitbeschäftigung lässt eine geringere Arbeitsbelastung 
erwarten. Sie soll es ermöglichen die Freizeit sinnstiftend zu gestalten. Sei es im Rahmen einer 
Weiterbildung, sei es die Möglichkeit einem zeitintensiven u.U. arbeitsähnlichem Hobby 
nachzugehen.  Und gerade bei sehr jungen Menschen gibt es einen Trend zu Teilzeitarbeit. Eine 
vorrangige  Ausrichtung des eigenen Lebens an den Erfordernissen der Arbeit  wird als 
unbefriedigend wahrgenommen. Dahinter steht meist ein grundsätzliches Misstrauen gegenüber 
den erwartbaren Leistungen  des Sozialstaates.  
 
Die Konsequenzen für die Einzelne sind auf ökonomischer Ebene der Lohnverzicht und die damit 
verbundene geringe Pensionshöhe.  
 
Die 170. Vollversammlung der Arbeiterkammer möge daher beschließen: 
 
Die Arbeiterkammer Wien fordert daher ökonomische und rechtliche Verbesserungen: 
 

 Zuschläge für Mehrarbeit bei Teilzeitbeschäftigung sind wie Überstundenzuschläge 
zu behandeln (50%) und grundsätzlich monatlich abzurechnen, um einen Missbrauch 
unter dem Titel der Flexibilität einzudämmen.   

 

 Eine Beschränkung der zuschlagsfreien Mehrarbeit bei Dienstverhältnissen mit 
Durchrechnungszeit. 

 

 Ein verbesserter Schutz von teilzeitbeschäftigten MitarbeiterInnen vor Mehrarbeit: 
Zwar würde es das Arbeitszeitgesetz vorsehen, dass für die Anordnung von 
Mehrarbeit keine berücksichtigungswürdigen Interessen der Dienstnehmerin 
vorliegen und dabei sollten die spezifischen Interessen von teilzeitbeschäftigten 
MitarbeiterInnen mit berücksichtigt werden. Teilzeitbeschäftigte haben üblicherweise 
außerhalb ihrer festgelegten Arbeitszeit feste Verpflichtungen im familiären Bereich 
oder um zusätzliche Erwerbsmöglichkeiten wahrzunehmen. In der Praxis sind diese 
gesetzlichen Bestimmungen häufig noch nicht angekommen.  Wenn der Gesetzgeber 
hier seine Intention teilzeitbeschäftigte MitarbeiterInnen besser zu schützen zu wollen 
wirklich ernst meint, sind veränderte gesetzliche Bestimmungen notwendig. Dass 
sich die einzelne ArbeitnehmerIn quasi gegenüber den Forderungen des Dienstgebers 
und u.U. auch gegenüber den KollegInnen stellen muss, ist unakzeptabel.  

 

 Keine einseitige Änderung der Lage der Arbeitszeit durch den Dienstgeber. 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Angenommen  Zuweisung  Ablehnung  Einstimmig  Mehrstimmig  
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Antrag 03 
 
der AUGE/UG - 
Alternative und Grüne GewerkschafterInnen/Unabhängige GewerkschafterInnen 
 
zur 170. Vollversammlung der Arbeiterkammer Wien 
am 26. April 2018 

Keine Kürzung der Mittel für überbetriebliche Lehrwerkstätten 
 
Die Regierung hat angekündigt die Mittel für die überbetrieblichen Lehrwerkstätten deutlich zu reduzieren. 
Damit würden viele Stellen für Menschen, die Starthilfe benötigen, um in die Gesellschaft inkludiert zu 
werden, wegfallen.  
Überbetriebliche Lehrwerkstätten gewährleisten, dass möglichst alle Jugendliche eine Chance auf eine 
Ausbildung haben. Auch die, die keinen Lehrplatz bei einem privaten Unternehmen gefunden haben, finden 
hier eine Möglichkeit. Jugendliche die schlechtere Bedingungen beim Start ins Berufsleben haben, erhalten 
zusätzlich zu einer Ausbildung auch eine sozialpädagogische Betreuung, die ihnen dabei Hilft in Zukunft auf 
eigenen Beinen zu stehen.  
Zudem unterstützen Lehrwerkstätten Menschen, die wegen einer Behinderung – wie zB. Gehörlosigkeit, 
Lernschwäche, etc… - noch mehr gesellschaftliche Hürden vorfinden, dabei ihren Platz in der Gesellschaft 
zu finden.  
Menschen ohne Ausbildung sind deutlich häufiger von Arbeitslosigkeit betroffen und werden zukünftig wohl 
mehr Unterstützung aus der Arbeitslosenversicherung und Mindestsicherung benötigen. Außerdem ist es 
gerade bei Jugendlichen besonders wichtig eine Perspektive zu bieten, damit sie in Zukunft ihren Teil zu 
unserer Gesellschaft beitragen können. 
Hier zu sparen ist kurzsichtig! Als Gesellschaft müssen wir in junge Menschen investieren! 
 
Die 170. Vollversammlung der Arbeiterkammer Wien möge daher beschließen: 
 
Die Arbeiterkammer Wien setzt sich gegen Kürzungen bei den Mitteln für überbetriebliche 
Lehrwerkstätten ein. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

Angenommen  Zuweisung  Ablehnung  Einstimmig  Mehrstimmig  
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Antrag 04 
 
der AUGE/UG - 
Alternative und Grüne GewerkschafterInnen/Unabhängige GewerkschafterInnen 
 
zur 170. Vollversammlung der Arbeiterkammer Wien 
am 26. April 2018 

 
Arbeitsmarktintegration - Casemanagement für Menschen in Problemlagen 
 
Trotz verbesserter Konjunktur bleibt die Zahl arbeitsloser Menschen hoch. Der Zugang zu 
anerkannter Ausbildung und Qualifikation - das einzige Mittel zum Abbau des hohen Risikos auf 
Arbeitslosigkeit im Segment schlecht ausgebildeter Menschen - ist für arbeitslose Menschen 
schwierig und für Menschen, die auf Mindestsicherung angewiesen sind fast völlig verschlossen. 
In Österreich gibt es keine umfassende Beratung, Betreuung und Begleitung bei der 
gesellschaftlichen, sozialen und beruflichen Inklusion, die es sich zum Ziel macht, die 
Problemlagen der betroffenen umfassend zu erfassen und grundsätzlich zu beheben. Neben dem 
Zugang zu Ausbildung fehlt der Rechtsanspruch auf kompetente Unterstützung und Beratung etwa 
bei gesundheitlichen Problemen, bei familiären Problemen, Betreuungsverpflichtungen, 
Verschuldung oder vergleichbaren Ursachen gesellschaftlicher Exklusion. 
 
Ein solches Angebot zur Inklusion ist dringend erforderlich. Dieses muss unmittelbar nach der 
Stellung eines Antrags auf Arbeitslosengeld oder eines Antrags auf Mindestsicherung einsetzen 
und umfasst eine Erhebung der individuellen Kompetenzen, Fähigkeiten und Fertigkeiten sowie 
der Probleme, Ursachen und Umstände, die eine Inklusion behindern (etwa fehlende 
Sprachkenntnisse, fehlende beruflich einsetzbare Ausbildung, gesundheitliche Probleme etc.). 
Ein Zusammenführen aller Hilfsangebote bei einem Case-Management (beim AMS) garantiert, das 
die effizienteste und fachlich kompetenteste Hilfe ankommt und somit größtmöglicher Erfolg 
garantiert wird.  
Die Garantie, mittels Case-Management die effizienteste Unterstützung zu erhalten, erspart dem 
AMS hohe Folgekosten, und durch größtmögliche Wiedereingliederungsgarantie tragen die 
Betroffenen so rasch als möglich wieder zum System über ihre Abgaben bei.  
 
Die 170. Vollversammlung der Arbeiterkammer Wien möge beschließen: 

Die Arbeiterkammer Wien fordert daher die Schaffung eines Angebots zur sozialen, 
gesellschaftlichen und beruflichen Inklusion von Menschen in Problemlagen. Zentrale 
Anlaufstelle soll dabei das AMS sein, wo eine Form von Case-Management betrieben wird.  

Dieses muss einen zumindest 1jährigen Rechtsanspruch auf Zugang zu Ausbildung und 
Qualifikation umfassen und Angebote von Sprachkursen, Berufsausbildung und zeitlich 
begrenzten Praktika enthalten. 

 

 

Angenommen  Zuweisung  Ablehnung  Einstimmig  Mehrstimmig  
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Antrag 05 
 
der AUGE/UG - 
Alternative und Grüne GewerkschafterInnen/Unabhängige GewerkschafterInnen 
 
zur 170. Vollversammlung der Arbeiterkammer Wien 
am 26. April 2018 

Für den Erhalt und die Verbesserung der Notstandshilfe – Keine Aussteuerung von 
Menschen – Kein Hartz IV in Österreich 
 
Die Notstandshilfe wurde 1946 aus den Erfahrungen der Weltwirtschaftskrise 1929 und ihren 

Folgen sowie des Nationalsozialismus geschaffen. Nie mehr sollten Menschen aus dem System der 

Arbeitslosenversicherung herausfliegen können. Nie mehr sollten Menschen aus Gründen, für die 

sie nichts können, aus dem Sozialversicherungssystem fliegen und in Elend gestürzte werden 

können. 

 

Das System der Notstandshilfe ist mit Sicherheit verbesserungswürdig, etwa, was die existentielle 

Absicherung von Menschen, den Zugang zu Ausbildung, Beratung und Betreuung betrifft. Es ist 

aber unabdingbar, wenn das Ziel der Arbeitsmarktpolitik die nachhaltige gesellschaftliche, soziale 

und berufliche Inklusion von Menschen ist. 

 

Die Abschaffung der Arbeitslosenhilfe in Deutschland und die Überführung der betroffenen 

Menschen in das Hartz IV-System des Arbeitslosengeldes 2 hat erhebliche negative Auswirkungen 

gehabt: Der Anteil der BezieherInnen von Niedriglöhnen ist von etwa 16% auf knapp 23% aller 

Beschäftigten gestiegen. Lagen der Anteil von armutsgefährdeten Menschen zum Zeitpunkt der 

Schaffung von Hartz IV in Deutschland und Österreich in etwa gleich hoch, so hat sich dieser Anteil 

seit der Einführung von Hartz IV in Deutschland von 12,2% der Bevölkerung auf 16,7%, also um 

35%, erhöht. In Österreich konnte dieser Anstieg auch und vor allem wegen des Weiterbestehens 

der Notstandshilfe selbst in Zeiten der Wirtschaftskrise mit etwa 11,9% begrenzt werden. 

 

Besonders deutlich ist die Wirkung der Abschaffung des Arbeitslosenhilfe mit dem Anteil 

armutsgefährdeter arbeitsloser Menschen darstellbar. Während dieser vor Einführung von Hartz IV 

in beiden Ländern bei etwa 43% lag, erhöhte er sich in Deutschland auf aktuell 70%. In Österreich 

liegt er heute bei (noch immer viel zu hohen) 47%. 

 

Die Abschaffung der Notstandshilfe verschlechtert somit augenfällig die Lebenssituation der 

betroffenen Menschen, ohne ihre Position am Arbeitsmarkt zu verbessern. Die Gründe dafür sind 

leicht erklärbar: Insbesondere Familien mit zwei Einkommen werden in der Regel um Leistungen 

aus der Mindestsicherung umfallen, da die Anrechnungsregelungen in der Mindestsicherung 

wesentlich rigider sind als in der Notstandshilfe. Ebenso werden alle jene Menschen keine 

Mindestsicherung erhalten, die etwa ein eigenes Auto oder ein Sparbuch mit mehr 4.300 Euro 

haben; oder die in einer Eigentumswohnung leben. 

 

Auch wenn es der ideologische Wunsch dieser schwarz-blauen Regierung ist: Es kann kein Ziel 

einer Sozialpolitik sein, Menschen in Problemlagen ins Elend zu stützen, sie einem erhöhten 
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Verarmungsrisiko auszusetzen oder sie zu Niedriglohnarbeit zu zwingen. 

 

Die 170. Vollversammlung der AK Wien möge beschließen: 

 

Die AK Wien tritt für eine Verbesserung der Notstandshilfe ein. Diese Verbesserungen haben 

jedenfalls eine Erhöhung der Leistung, einen Rechtsanspruch auf Ausbildung und 

Qualifikation sowie auf personenorientierte Beratung und Betreuung zur Überwindung 

individueller Problemlagen zu umfassen. 

Einer Abschaffung der Notstandshilfe sowie die Verlagerung der Menschen in das System der 

Mindestsicherung wird die AK Wien mit allen notwendigen Mitteln entgegentreten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Angenommen  Zuweisung  Ablehnung  Einstimmig  Mehrstimmig  
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Antrag 06 
 
der AUGE/UG - 
Alternative und Grüne GewerkschafterInnen/Unabhängige GewerkschafterInnen 
 
zur 170. Vollversammlung der Arbeiterkammer Wien 
am 26. April 2018 

Für einen Kurswechsel in der Familienpolitik! 
 
Familienpolitik ist ein wichtiges Instrument um Kinderarmut zu bekämpfen, mehr 
Chancengerechtigkeit herzustellen, Familien finanziell zu entlasten, Kinder zu fördern und die 
Einkommenssituation von Frauen – und damit auch von Familien – zu verbessern. 
Instrumente der Familienpolitik können dabei direkte finanzielle Transfers, Sachleistungen und 
Steuererleichterungen sein. Hinsichtlich der Erreichung familienpolitischer Zielsetzungen wirken 
die jeweiligen Maßnahmen höchst unterschiedlich. 
 
Österreich liegt hinsichtlich der Ausgaben für Familien mit rund 2,6 Prozent des BIP (2013) über 
dem OECD-Schnitt von 2,43 % aber unter Staaten wie Dänemark, Frankreich oder Schweden. 
Auffallend ist allerdings der überdurchschnittliche Anteil an finanziellen Transferleistung im 
Vergleich zu anderen Staaten: so liegt der Anteil finanzieller Familientransfers in Österreich mit 1,9 
% des BIP deutlich vor Dänemark, Frankreich und Schweden und auch über dem EU-Schnitt. 
Hinsichtlich der Ausgaben für Sachleistungen – wie etwa Kinderbetreuungs- und elementare 
Bildungseinrichtungen -  liegt Österreich allerdings unter dem EU-Schnitt und weit hinter 
erwähnten EU-Mitgliedsstaaten wie Dänemark, Schweden und Frankreich. 
Zuletzt rückte die Familienpolitik in Österreich im Zusammenhang mit der Einführung des 
„Familienbonus“ wieder in den Fokus der öffentlichen Debatte. Mit dem „Familienbonus“ sollen 
Familien die Einkommensteuer zahlen im Ausmaß von bis zu Euro 1.500 je Kind und Jahr entlastet 
werden.  
Nimmt Österreich bei finanziellen Transfers an Familien auch einen Spitzenplatz in Europa ein, so 
ist die positive Wirkung derselben hinsichtlich der Bekämpfung von Kinderarmut und der 
Verbesserung der Einkommenssituation von Frauen tatsächlich hinterfragenswert. 
 
2015 waren laut Eurostat 26,5 % der Kinder und Jugendlichen unter 17Jahren in der EU armuts- 
und sozial ausgrenzungsgefährdet. In Österreich lag der Anteil mit 22,3 % zwar unter dem EU-
Schnitt. Allerdings lagen Staaten wie Schweden (14,5 %), Dänemark (15,7 %), Finnland (14,2 %) 
und die Niederlanden (17,2 %) deutlich niedriger. Alle diese Länder geben deutlich mehr als 
Österreich für Kinderbetreuung aus umgekehrt allerdings weniger für finanzielle 
Familienleistungen. Schweden gab z.B. 2011 2,4 % des BIP für Kinderbetreuung aus, Finnland 
1,65 %, Dänemark gar 2,4 %, die Niederlande immerhin 0,89 %. Der Anteil Österreichs an 
Kinderbetreuungseinrichtungen lag dagegen bei 0,65 % des BIP. 
Lag Österreich hinsichtlich der Kinderbetreuungseinrichtungen 1980 noch auf Platz 6 innerhalb der 
OECD, fiel es bis 2008 auf Platz 25 zurück, um bis 2011 wieder auch Platz 13 aufzurücken. Die 
Versorgungslücken sind allerdings insbesondere im ländlichen Raum, bei den Unter-3-Jährigen 
und bei ganztägig und ganzjährig geöffneten Kinderbetreuungs- und elementaren 
Bildungseinrichtungen groß. Der Mangel an entsprechenden Betreuungseinrichtungen ist ein 
wesentlicher Grund für den im EU-Schnitt einzigartig hohen Teilzeitanteil von Frauen (EU-28 
Schnitt: 31,9 %, Österreich: 47,1 %, Platz 2 in der EU hinter den Niederlanden, Zahlen für 2016). 
Quellen: Eurostat, OECD 
Dass die Erwerbsbeteiligung von Frauen signifikante Auswirkungen auf die Haushaltseinkommen 
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und damit die Armutsgefährdung der Haushaltsmitglieder hat und entsprechend die Erhöhung der 
Erwerbsquote/beteiligung eine der wirkungsvollsten Maßnahmen zur Verhinderung von 
Kinderarmut ist, belegen nicht zuletzt die Zahlen aus dem aktuellen Sozialbericht (2015-2016): 
Demnach sinkt die Armutsgefährdungsquote in Alleinerzieherinnenhaushalten bei Erwerbstätigkeit 
der Mutter von 50 auf 25 %, in Mehrpersonenhaushalten mit mindestens drei Kindern von 38 auf 
14 %. 
 
Wenn eine hohe Frauenerwerbsquote und -erwerbsbeteiligung das offensichtlich wirkungsvollste 
Mittel zur Bekämpfung von Kinder- und Familienarmut ist, dann sollte eine moderne, fortschrittliche 
Familienpolitik insbesondere zum Ziel haben, Rahmenbedingungen zu schaffen, die Frauen eine 
möglichst hohe Erwerbsbeteiligung ermöglichen. Dazu sind offensichtlich nichtmonetäre 
Familienleistungen – wie ein ausreichendes Angebot an Kinderbetreuungs- und elementaren 
Bildungseinrichtungen – besser geeignet als monetäre vergleicht man die Ergebnisse innerhalb 
der EU und OECD-Staaten.  
Maßnahmen wie etwa der Kinderbonus stellen daher weniger einen Beitrag zu einer Verbesserung 
der sozialen und finanziellen Situation aller Familien und Familienmitglieder dar, sondern stellen 
vielmehr eine Maßnahme zur Verringerung der Einkommensteuerzahlung insbesondere für 
einkommensstarke Eltern mit Kindern dar. Wie wenig es sich um eine „familienpolitische“ 
Maßnahme zur Verringerung von Kinder- bzw. Familienarmut handelt zeigt alleine, dass weder das 
Prinzip „jedes Kind ist gleich viel wert“ gilt, noch dass der „Familienbonus“ jenen Familien 
besonders zugute kommt, die ein nur geringes Einkommen beziehen. Beim Familienbonus handelt 
es sich dabei nicht nur um eine Maßnahme, die aus verteilungspolitischen Gründen 
hinterfragenswert ist: Die veranschlagten Kosten zwischen 1,5 und 1,8 Mrd. Euro hätten investiert 
in Kinderbetreuung, elementare Bildungseinrichtungen und in die Aufwertung von Bildungsberufen 
zehntausende zusätzliche Betreuungsplätze und entsprechend zusätzliche 
Beschäftigungsverhältnisse im elementaren Bildungsbereich geschaffen, nachhaltig die 
Erwerbschancen und -karrieren von Frauen sowie Bildungs- und Entwicklungschancen tausender 
Kinder verbessert. 
 
Die 170. Vollversammlung der Arbeiterkammer Wien möge daher beschließen: 
 
Die Arbeiterkammer Wien fordert eine  Neuausrichtung der Familienpolitik die insbesondere 
die Bekämpfung von Kinderarmut, die Erhöhung der Erwerbsbeteiligung von Frauen, die 
gerechtere Verteilung von Familien- und Hausarbeit sowie eine Erhöhung der 
Chancengerechtigkeit zum Ziel haben. U.a. folgende Prinzipien sind dabei besonders zu 
berücksichtigen: 

 

 Sachleistungen ist gegenüber Geldleistungen der Vorzug zu geben, wie etwa … 

 … dem flächendeckenden Ausbau bedarfsgerechter, kostenloser, ganztägig und 
ganzjährig geöffneter Kinderbetreuungs- und elementarer Bildungseinrichtungen, 
insbesondere auch für unter-3-Jährige Kinder, verbunden mit einem Rechtsanspruch 
auf Kinderbetreuung. 

 … dem flächendeckenden, bedarfsgerechten Ausbau ganztägiger Schulformen. 

 … dem flächendeckenden, bedarfsgerechten Ausbau sozialer Infrastruktur und 
Dienste wie etwa Pflege- und Betreuungseinrichtungen zur Entlastung pflegender 
Angehöriger. 

 Geldleistungen an Familien sind so zu gestalten, dass dem Prinzip „jedes Kind ist 
gleich viel wert“ Rechnung getragen wird. Transferleistungen ist aus 
verteilungspolitischen Gründen dabei grundsätzlich der Vorzug gegenüber 
Steuerentlastungen zu geben, da diese einkommensstärkeren Gruppen im Verhältnis 
zu einkommensschwächeren ungleich stärker zugute kommen.  
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 Gesetzliche Arbeitszeitregelungen sind so zu gestalten, dass sie eine gerechtere 
innerfamiliäre Verteilung von bezahlter Erwerbs- und unbezahlter Haus- bzw. 
Familienarbeit erlauben. Dies beinhaltet einerseits sowohl eine allgemeine 
Arbeitszeitverkürzung als auch rechtliche Möglichkeiten, individuell, an spezifische 
Lebenslagen (z.B. Pflege und Betreuung) gebundene Arbeitszeiten bzw. berufliche 
Auszeiten wählen zu können.  

 Jedenfalls abzulehnen sind erleichterte Möglichkeiten, tägliche und wöchentliche 
Arbeitszeiten auf 12 bzw. 60 Stunden ausweiten zu können, da diese einer besseren 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie sowie der gerechteren Verteilung von Arbeit 
zwischen beiden Elternteilen zuwider laufen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Angenommen  Zuweisung  Ablehnung  Einstimmig  Mehrstimmig  
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Antrag 07 
 
der AUGE/UG - 
Alternative und Grüne GewerkschafterInnen/Unabhängige GewerkschafterInnen 
 
zur 170. Vollversammlung der Arbeiterkammer Wien 
am 26. April 2018 

Rücknahme Halbierung der Flugabgabe -  
mehr Engagement für eine europaweite/internationale Besteuerung von Kerosin 
 
Seit 1. Jänner 2018 ist die bereits im März 2017 beschlossene Halbierung der Flugabgabe in Kraft. 
Damit entgehen der öffentlichen Hand rund 50 Mio. Euro an Einnahmen. 
 
Bereits bei Beschluss wurde die Halbierung der Flugabgabe insbesondere von 
Umweltorganisationen kritisiert. Der als besonders klimaschädigend geltende Flugverkehr ist in 
vielerlei Hinsicht steuerlich begünstigt. Das betrifft etwa die Steuerbefreiung von Kerosin als auch 
die Umsatzsteuerbefreiung von internationalen Flugtickets. Laut WIFO-Studie „Subventionen und 
Steuern mit Umweltrelevanz in den Bereichen Energie und Verkehr“ aus 2016 ergaben sich für den 
Flugverkehr jährlich aus der Nichtbesteuerung von Kerosin Steuervorteile von rund 330 Mio. Euro, 
aus der Umsatzsteuerbefreiung von Flugtickets von 185 Mio. Euro. Aus der steuerlichen 
Bevorzugung des Flugverkehrs ergab sich nicht zuletzt für das ungleich ökologischere 
Verkehrsmittel Bahn im Bereich des Kurzstreckenverkehrs ein deutlicher Wettbewerbsnachteil. 
 
Mit der Einführung der Flugabgabe am 1. April 2011 wurde die steuerliche Begünstigung des 
Flugverkehrs verringert und zusätzliche Einnahmen für den Staat generiert. Mit der Halbierung der 
Flugabgabe wird dieser Effekt dagegen wieder weitgehend zunichte gemacht.  
 
Das immer wieder vorgebrachte Argument des „Wettbewerbsnachteils“ der der österreichischen 
Luftverkehrswirtschaft aus der Flugabgabe entstehen würde, ist vor dem Hintergrund der 
Entwicklung des Passagieraufkommens nicht haltbar: so hat das Passagieraufkommen am 
Flughafenstandort Wien mit 24,4 Mio. Passagieren gegenüber 2016 mit einem Plus von 4,5 % 
deutlich zugenommen, ebenso das Passagieraufkommen der Flughafen-Wien-Gruppe (30,9 
Millionen Passagiere, + 6,9 %) insgesamt. Im Vergleich dazu betrug das Passagieraufkommen 
2017 am Flughafen Bratislava – der immer wieder als besonders konkurrierender 
Flughafenstandort herangezogen wird – mit 1,9 Mio. Passagieren weniger als 10 Prozent des 
gesamten Passagieraufkommens des Flughafen Wiens. 
 
Eine Flugabgabe kann natürlich nicht eine umfassende Kerosinbesteuerung wettmachen, sie ist 
allerdings zumindest ein kleiner Schritt in die richtige Richtung – nämlich insbesondere für 
Kurzstrecken den Bahnverkehr gegenüber den Flugverkehr preislich attraktiver zu gestalten und 
so einen – wenn auch geringen – Lenkungseffekt zu erzielen und zumindest einen Teil des durch 
den Flugverkehr entstehenden Schaden an Klima und Umwelt finanziell abzugelten. 
 
Die 170. Vollversammlung der Arbeiterkammer Wien möge daher beschließen: 
 
Die Arbeiterkammer Wien fordert daher die Regierung und Gesetzgeber auf, die 
beschlossene Halbierung der Flugabgabe wieder zurückzunehmen und so die steuerliche 
Begünstigung des Flugverkehrs gegenüber anderen, ökologischeren Verkehrsmitteln 
wieder zu reduzieren. 
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Die österreichische Bundesregierung ist gleichzeitig aufgerufen, auf europäischer und 
internationaler Ebene für eine Besteuerung bislang begünstigter Treibstoffe – wie Kerosin – 
aktiv zu werden. Die steuerliche Begünstigung von Kerosin begünstigt den Flugverkehr 
gegenüber anderen, ökologischen Verkehrsmitteln und stellt somit eine 
Wettbewerbsverzerrung dar. Weiters ist aus Gründen des Klimaschutzes eine steuerliche 
Subventionierung von Kerosin gegenüber anderen Treibstoffen nicht länger haltbar. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Angenommen  Zuweisung  Ablehnung  Einstimmig  Mehrstimmig  
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Antrag 08 
 
der AUGE/UG - 
Alternative und Grüne GewerkschafterInnen/Unabhängige GewerkschafterInnen 
 
zur 170. Vollversammlung der Arbeiterkammer Wien 
am 26. April 2018 

Klima- und Energiestrategie (IKES) muss grundlegend überarbeitet werden! 
 
Im Rahmen der Weltklimakonferenz 2015 in Paris verpflichteten sich alle Staaten Maßnahmen zu 
setzen, um den Anstieg der Erderwärmung deutlich unter 2 Grad Celsius zu halten und sogar das 
1,5 Grad Celsius-Ziel anzustreben. Das EU-Klimaziel sieht bis 2030 eine Reduktion der 
Treibhausgase (vor allem CO 2) um 40 Prozent gegenüber dem Vergleichsjahr 1990 vor. Für 
Österreich beträgt das Einsparungsziel mindestens 36 Prozent.  
 
Mit der kürzlich präsentierten integrierten Klima- und Energiestrategie (IKES) will die 
österreichische Bundesregierung dieses Mindestziel erreichen. Die Ersteinschätzungen der IKES 
fielen dabei allerdings recht einhellig aus: Als über weite Strecken zu vage wurde sie kritisiert, 
wenig ambitioniert und unkonkret gehalten, ohne klare Zuständigkeiten oder verbindliche 
Zeitpläne. Vor allem auch die fehlende Ausfinanzierung angeführter Maßnahmen stieß auf Kritik. 
Kritikpunkte sind u.a.: 
 

 Unzureichende qualitative Ziele betreffend Treibhausgasemissionen sowie ein verbindlicher 
Reduktionspfad mit konkreten Zwischenzielen. Fehlende Zielsetzungen für bestimmte 
Sektoren wie z.B. die Landwirtschaft oder die Abfallwirtschaft. 

 

 Abwendung von einem gesamtstaatlichen Energiesparziel, keine Verankerung von 
konkreten Energiespar- bzw. Effizienzzielen, keine Erwähnung bzw. Fortschreibung des 
Bundes-Energieeffizienzgesetzes (Senkung des Energieverbrauchs auf maximal 1050 
Petajoule bis 2020) in der Klima- und Energiestrategie. 

 

 Keine sozial-ökologische Steuerreform sowie Reduktion umwelt- und klimaschädigender 
Subventionen. Lediglich 5,6 % des österreichischen Gesamtsteueraufkommens stammen 
aus Umweltsteuern (EU-Schnitt: 6,3 %). Gleichzeitig sind allerdings Arbeit und 
ArbeitnehmerInnen im EU-Vergleich überdurchschnittlich, Vermögen, Kapital, Energie- und 
Ressourcenverbrauch dagegen unterdurchschnittlich besteuert. Es besteht also dringender 
Handlungsbedarf nach einer sozial-ökologischen Steuerstrukturreform, die Arbeit und 
ArbeitnehmerInnen entlastet, Kapital und Vermögen dagegen höher besteuert und über 
eine Ökologisierung des Steuersystems positive Anreize zu umwelt- und klimaschonenden 
Verhaltens- und Produktionsweisen setzt. Gleichzeitig gilt es, die laut WIFO bis zu 4,7 Mrd. 
umwelt- und klimaschädigende Subventionen deutlich zu reduzieren, um umwelt- und 
klimaschädigendes Verhalten nicht länger zu fördern und zu belohnen. 

 

 Keine zusätzlichen Mittel zur Finanzierung von Maßnahmen zum Klimaschutz. Stattdessen 
wird in der IKES festgehalten, dass die „budgetären Obergrenzen“ des geltenden 
Finanzrahmens einzuhalten sind, die u.a. in den nächsten Jahren Kürzungen im Bereich 
des Umwelt- und Klimaschutzes von rund 300 Mio. Euro vorsehen. 
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 In der Klima- und Energiestrategie findet sich der Passus, wonach jene „investitions- und 
strukturpolitische Reformen voran zu treiben“ sind, „die den Übergang zu einer 
kohlenstoffarmen und energieeffzienten Wirtschaft erleichtern“. Dagegen sollen „neue 
Investitionen in langlebige Infrastrukturvorhaben, deren Nutzung fossile Energie bedingt“ 
vermieden werden, da „sie der Erreichung von Klima- und Energiezielen entgegenstehen 
und volkswirtschaftlich kontraproduktiv sind“. Doch findet sich weder in der IKES noch im 
konkreten Regierungsverhalten irgendeine entsprechende Konsequenz. Weder wird 
regierungsseitig vom Ausbau weiterer Autobahnen Abstand genommen, noch findet sich 
irgendein kritisches Wort zum drohenden Bau der dritten Piste des Flughafens Schwechat. 

 

 Ebenfalls findet sich in der IKES ein Festhalten an Agrotreibstoffen. Große Mengen von 
Agrotreibstoffe sind allerdings weder regional noch ökologisch nachhaltig produzierbar. 
Statt Agrotreibstoffe weiter zu forcieren, sollten die Beimischung deutlich reduziert werden. 

 
So positiv auch einzelne Punkte - wie die Erhöhung der Gebäudesanierungsrate oder die 
gesonderte Berücksichtigung des Verkehrssektors in der IKES mit eigenem Emissions-Ziel 
(Senkung um knapp ein Drittel) - sind, bleiben auch hier Maßnahmen über weite Strecken 
unkonkret und entweder gar nicht oder unzureichend budgetiert und gehen über Schlagworte und 
Überschriften nicht hinaus. 
 
 
Die 170. Vollversammlung der Arbeiterkammer Wien möge daher beschließen: 

Die AK Wien befindet die Klima- und Energiestrategie der österreichischen 
Bundesregierung insgesamt für unzureichend und fordert eine grundlegende Überarbeitung 
im Rahmen der Begutachtung. 

Aus Sicht der AK Wien müssen dabei insbesondere folgende Punkte Eingang in die IKES 
finden bzw. entsprechend berücksichtigt werden: 

 eine sozial-ökologische Steuerreform, die Arbeit und ArbeitnehmerInnen entlastet, 
Vermögen, Kapital und Ressourcen- und Umweltverbrauch dagegen stärker 
besteuert und so entsprechende steuerliche Anreize für umwelt- und 
klimaschonende Verhaltens- und Produktionsweisen setzt. 

 eine deutliche Reduktion der umwelt- und klimaschädigenden Subventionen. Frei 
werdende Mittel sind für Investitionen in Klima- und Umweltschutzmaßnahmen sowie 
für den Kampf gegen Energiearmut und für eine sozial gerechte Energiewende zu 
nutzen. 

 eine ausreichende finanzielle Dotierung und Konkretisierung der Maßnahmen aus 
der Klima- und Energiestrategie inklusive Zielvorgaben, verbindlicher Zeitpläne und 
Zuständigkeiten. Dies beinhaltet u.a. eine 

 Erhöhung der Sanierungsrate auf 3 Prozent jährlich und die Bereitstellung der 
entsprechenden budgetären Mittel von rund 300 Mio. Euro. 

 Einbeziehung des Sektors Landwirtschaft in die Klima- und Energiestrategie- 

 Ein klares Bekenntnis zum Bundesenergie-Effizienzgesetz und gesamtstaatlichen 
Energieeinsparzielen 

 Keine Förderung von Agrotreibstoffen 

 Konkrete Konsequenzen aus dem Anspruch, langlebige Investitionsvorhaben 
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vermeiden zu wollen, die fossile Energie bedingen. Das bedeutet insbesondere 
den Verzicht auf den Ausbau bzw. Neubau von Autobahnstrecken sowie einen 
raschen Ausbau des öffentlichen Verkehrs und umfassende Investitionen in 
klimaschonende sowie umweltfreundliche Verkehrsinfrastruktur. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Angenommen  Zuweisung  Ablehnung  Einstimmig  Mehrstimmig  
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Antrag 09 
 
der AUGE/UG - 
Alternative und Grüne GewerkschafterInnen/Unabhängige GewerkschafterInnen 
 
zur 170. Vollversammlung der Arbeiterkammer Wien 
am 26. April 2018 

Für eine zeitgemäße Anerkennung von Berufskrankheiten 
 
Die Berufskrankheiten sind im § 177 ASVG geregelt. Anerkannt werden können ausschließlich 
Erkrankungen die in der Berufskrankheitenliste angeführt werden. Das sind zum einen 
Krankheiten, die auf die Verwendung von bestimmten Arbeitsstoffen zurückzuführen sind, zum 
anderen sind das Erkrankungen, die aufgrund verschiedener Tätigkeiten bzw. Arbeitsabläufe 
entstehen. 
 
Im Jahr 2016 wurde nach Antragstellung in 1.155 Fällen entschieden, dass es sich um 
Berufskrankheiten handelt. In 98 Fällen handelte es sich dabei um eine Erkrankung mit tödlichem 
Verlauf. Grundsätzlich ist bei den Anerkennungen von Berufskrankheiten ein rückläufiger Trend 
erkennbar.  
 
 
Offene Problemlagen 
 
Der Nachweis, dass die Erkrankung im direkten Zusammenhang mit der beruflichen Tätigkeit 
steht, kann nur dann gelingen, wenn der Dienstgeber der entsprechenden Aufzeichnungspflicht 
beispielsweise über eine erhöhte Lärmbelastung nachgekommen ist.  
 
Eine weitere Schwierigkeit ist der Nachweis eines monokausalen Zusammenhangs zur beruflichen 
Tätigkeit. Sowohl psychische Erkrankungen als auch Muskel-Skelett Erkrankungen entwickeln sich 
über einen längeren Zeitraum aufgrund von verschiedenen Faktoren. Ein entsprechender 
Nachweis ist damit aufgrund dieser Bestimmung nicht möglich. Während in Deutschland 
Bandscheibenerkrankungen zumindest berücksichtigt werden können, ist das in Österreich nicht 
der Fall.  
Das Gesetz räumt über eine Generalklausel theoretisch die Möglichkeit ein, auch andere 
Erkrankungen als jene in der Berufskrankheitenliste anzuerkennen. Allerdings muss aufgrund 
gesicherter wissenschaftlicher Erkenntnisse festgestellt werden, „dass die Krankheit ausschließlich 
oder überwiegend durch die Verwendung schädigender Stoffe oder Strahlen bei einer vom 
Versicherten ausgeübten Beschäftigung entstanden ist (§ 177 Abs.2 ASVG).“ Damit ist eine 
Anerkennung von Muskel- und Skelett Erkrankungen de facto unmöglich. 2015 und 2016 hat es 
aufgrund der Generalklausel keine einzige Anerkennung gegeben.  
 
Frauen und Berufskrankheiten 
 
Grundsätzlich gibt es deutlich weniger Anerkennungen von Berufskrankheiten bei Frauen als bei 
Männern. Im Jahr 2016 waren bei den anerkannten Berufserkrankungen 995 männlich, 160 
weiblich.  Das ist insofern nachvollziehbar, als sich das System weitgehend am klassischen 
männlichen Industriearbeiter orientiert. Der gesamte Pflegebereich mit seinen allgemein 
attestierten physischen und psychischen Herausforderungen und den damit verbundenen 
Folgeerscheinungen wird nicht berücksichtigt. Aber auch bei der „klassischen“ Berufserkrankung, 
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der durch Lärm verursachten Schwerhörigkeit, sind gewisse Schieflagen erkennbar. Der Lärm in 
einem Kindergarten kann durchaus auf beeindruckende 87 Dezibel steigen. Eine Anerkennung von 
Hörschäden erfolgt hier allerdings nur in 7% der Fälle.  
 
Die 170. Vollversammlung der Arbeiterkammer Wien möge daher beschließen: 
 
Die Arbeiterkammer Wien fordert eine zeitgemäße Anerkennung von Berufskrankheiten.  
 
Dazu braucht es:  
 

 Eine veränderte Systemlogik. Ein monokausaler Erklärungsansatz für die 
Entstehung von Erkrankungen ist diagnostisch und gesellschaftspolitisch - wie die 
signifikante Zunahme an Invaliditätspensionen aufgrund von psychischen 
Erkrankungen deutlich macht – nicht mehr aktuell. Es bedarf der Eruierung der 
arbeitsbedingten Anteile an der Krankheitsentwicklung.  

 Eine Beweislastumkehr beim Feststellungsverfahren: Nicht der Betroffene sollte 
beweisen müssen, dass die Krankheit von der Arbeit kommt, sondern die/der 
Arbeitgeber/-in sollte beweisen müssen, dass die Krankheit eben nicht von der 
Arbeit kommt. 

 Eine Erweiterung der Berufskrankheitenliste, insbesonders eine partielle 
Berücksichtigung von psychischen Erkrankungen und Muskel- und 
Skeletterkrankungen 

 Rechtliche Unterstützung in Einzelfällen: 2016 hat der OGH entgegen der bisherigen 
Rechtspraxis entschieden, dass gegen die bescheidmäßige Anerkennung durch den 
Unfallversicherungsträger beim Arbeits- und Sozialgericht geklagt werden kann. 
Diese habe zu prüfen, ob im Einzelfall eine Krankheit ausschließlich oder 
überwiegend durch die Verwendung schädigender Stoffe oder Strahlen bei einer vom 
Versicherten ausgeübten Beschäftigung entstanden sei.  

 Eine geschlechtsspezifische Durchleuchtung von Gesundheit am Arbeitsplatz 

 Eine Erweiterung der Berufskrankheitenliste mit einem erweiterten 
Präventionsangebot. 
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